
Reader 

 

Politiktest Bayern 2003 
 

8.-10. August 2003, München 

                     

  

 

      
 

         

� � � � � � � � � � � � � � � � �  



 

 Politiktest 2002 2 

 

Christian Ude 

 

Grußwort des Schirmherrn 
 

 

 

 

 

Die Demokratie in Deutschland hat nur dann eine Zukunft, wenn ihre 
Grundlagen an die junge Generation weitergegeben werden. 
Schließlich sind die Jugendlichen von heute die Wähler und die 
Gewählten von morgen. 
 
Zugleich erfahren Jugendliche intensiver als andere 
Bevölkerungsgruppen die aktuellen gesellschaftlichen Umbrüche: In 
Schule und Ausbildung sehen sie sich steigenden Erwartungen und 
Leistungsansprüchen ausgesetzt; die Flutkatastrophe im 
vergangenen Jahr war ein Vorgeschmack dafür, was uns bei 
fortschreitender Klimaveränderung in Zukunft bevorsteht; der 
staatliche Schuldenberg wächst vielerorts immer weiter; und obwohl 
sie am längsten und härtesten mit den heute getroffenen 
Entscheidungen leben muss, ist die Jugend nicht angemessen in 
den politischen Entscheidungsprozess eingebunden. 
 
Alle Parteien versprechen, diese Fehlentwicklungen zu beheben und 
„nachhaltige“ und „generationengerechte“ Politik zu machen. Als ich 
die Dokumentation zum Politiktest zur Bundestagswahl 2002 
gelesen habe, war ich sehr betroffen, welch große Lücke zwischen 
diesem Anspruch und der tatsächlichen Programmatik der Parteien 
klafft. 
 
Natürlich gibt es auch positive Beispiele. Initiativen zum 
Umweltschutz, zur Modernisierung der Bildungslandschaft oder zur 
Förderung der Jugendpartizipation werden eingehend diskutiert und 
oft auch umgesetzt. 
 
Auf die Ergebnisse der Analyse der bayerischen Parteiprogramme 
durch YOIS bin ich sehr gespannt, und daher habe ich mich gerne 
bereit erklärt, die Schirmherrschaft für den Politiktest-Kongress zu 
übernehmen.  
 
Als ich von der Arbeit von YOIS erfahren habe, war ich sehr positiv 
überrascht. YOIS verschafft der Stimme der Jugend Gehör und 
streitet für die Rechte der Jugend und der künftigen Generationen. 
Respekt! 
 
Der Politiktest-Kongress ist ein konkretes Beispiel, wie auch 
Jugendliche sich einmischen können und aktiv Politik bewegen 
können. Ich wünsche dem Jugendkongress spannende 
Diskussionen und viel Erfolg. 
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Grußwort der Organisatoren 

 
 

In einer Demokratie mit kurzen Wahlperioden stellt sich das grundsätzliche Problem, dass die politisch 
Verantwortlichen tendenziell nur in Zeiträumen von wenigen Jahren, nicht aber für die kommenden 
Jahrzehnte und Jahrhunderte denken und planen. In aller Regel sind ihre Handlungen 
gegenwartsbezogen, also an den Wünschen und Bedürfnissen der erwachsenen Bürger mit 
Wahlrecht orientiert. Die Interessen nachrückender Generationen bleiben unberücksichtigt. 

Daher werden wir uns einmischen: Wir jungen Menschen und alle künftigen Generationen haben ein 
Recht auf ein selbstbestimmtes Leben. Die Lebensqualität in der Zukunft darf nicht schlechter sein als 
heute. Das Prinzip der Generationengerechtigkeit sehen wir in Bayern und der ganzen Republik vor 
allem in fünf Problembereichen gefährdet: 

1.Umwelt: Treibhauseffekt, Ressourcenverknappung und Massenmobilität sind Synonyme für unseren 
Raubbau an der Natur. Die Umweltkrise hat sich im letzten Jahrzehnt verschärft. 

2.Bildung: Köpfe sind heute die wichtigsten Ressourcen für die Zukunft. Doch das bayerische 
Bildungssystem ist ungerecht und veraltet. Im internationalen Bildungs-Wettbewerb schneidet Bayern 
zwar etwas besser ab als andere Bundesländer, ist aber immer noch im Mittelfeld. In keinem anderen 
Industrieland ist Bildung so sehr vom Geldbeutel der Eltern abhängig wie in Bayern. 

3.Staatsverschuldung: Die Staatsverschuldung ist in schwindelerregende Höhen gewachsen und 
nimmt trotz Sparkurs jährlich zu. Längst lebt die herrschende Generation nicht mehr im Rahmen ihrer 
Mittel, sondern bürdet die Kosten für ihren Konsum den nachfolgenden Generationen auf. 

4.Jugendpolitik: Um die notwendigen Reformen in Angriff zu nehmen, müssen Kinder und Jugendliche 
mehr politische Mitspracherechte bekommen. Nur wenn die Jugend im Kalkül der Politiker zu einer 
wirklichen Einflussgröße wird und das Potential der Jugend an Problemfeldern? Wer denkt an die 
Menschen in Phantasie und Tatkraft in die gesellschaftliche Entwicklung eingebunden werden, 
besteht eine Chance auf Änderung der herrschenden Verhältnisse. 

Auf dem Politiktest-Kongress werden wir die Wahlprogramme der Parteien analysieren: Welche 
Lösungsmöglichkeiten bieten sie in den beschriebenen hundert Jahren? Welche Parteien sind in 
welchen Bereichen am kompetentesten?  

Diesen Fragen wollen wir uns kritisch und unvoreingenommen stellen. Die folgenden Beiträge sollen 
dabei lediglich als Diskussionsgrundlage dienen. Wir werden die Konzepte der Jugend für eine 
nachhaltige Politik formulieren und unsere Stimme für eine lebenswerte Zukunft erheben. Dabei 
wünschen wir allen Teilnehmern viel Erfolg und viel Spaß. 

 
Wolfgang Gründinger 

Projektleiter  
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1. 
Einführung  

Dass der derzeitige Zustand 
der Natur durch anthropogene 
Eingriffe sehr besorgnis-
erregend ist, ist unter ernst-
zunehmenden bayerischen 
Politikern genau so wenig 
umstritten, wie in den meisten 
gesellschaftlichen Gruppen 
und der Mehrheit der 
Bevölkerung, weswegen dar-
auf einführend wirklich nicht 
näher eingegangen werden 
muss. Dafür stehen Schlag-
worte wie: Artenschwund, 
Klimawandel, Flächen-
verbrauch, Hochwasserkata-
strophen, Verkehrskollaps und 
BSE.  

Auch das Konzept der 
generationengerechten Nach-
haltigkeit muss hier nicht 
weiter erläutert werden. Wie 
ein nachhaltiger, generationen-
gerechter Umgang  auszu-
sehen hat, ist allgemein 
bekannt, wenn auch die 
Definitionen je nach Welt-
anschauung variieren. Es fehlt 
auch nicht an Einsichten der 
Politiker bei Konferenzen und 
in Sonntagsreden, und ebenso 
nicht an entsprechenden 
wissenschaftlichen, wie praxis-
nahen Konzepten, Szenarien 
und Studien, um die Ziele auch 
tatsächlich umzusetzen.  

Diese beiden oben benannten 
Umstände beschreiben das 
Dilemma in dem die bayer-
ische Umweltpolitik, -debatte 
und -bewegung steckt. Auf der 
einen Seite ungelöste öko-
logische Probleme, auf der 
anderen Seite überwiegende 
Tatenlosigkeit und nicht-

nachhaltige Entscheidungen 
der Politik, trotz ständigem 
Hochhaltens des Prinzips der 
Nachhaltigkeit. Vor diesem 
Hintergrund sind auch die 
Wahlprogramme der Parteien 
zur Landtagswahl 2003 zu 
beurteilen. Es reicht nicht aus 
(ist nicht glaubwürdig), bloße 
Lippenbekenntnisse oder 
schwammige Formulierungen 
zu Papier zu bringen, wenn sie 
nicht konkretisiert werden (es 
soll plausibel dargelegt 
werden, wie die Ziele erreicht 
werden sollen). Denn grund-
sätzlich gilt: es gibt keine 
Umweltprobleme, die Folge 
von Sachzwängen sind (z.B. 
Globalisierung, Verkehrs-
zuwachs). Sie sind zum größ-
ten Teil Folge des Mangels an 
politischer Phantasie und Mut 
zu neuen Konzepten, sowie 
des Einknickens vor starken 
Lobbys.  

Im folgenden werden die 
ökologischen Probleme in den 
fünf Bereichen Politische 
Ökologie, Mobilität, Flächen-
verbrauch, Agrarwende und 
Ökologisch Wirtschaften knapp 
dargestellt und anschließend 
Vorschläge für Kriterien für 
den Test der Wahlprogramme 
entwickelt.  

 

2. Themenbereiche 

 

Politische Ökologie 

 

Umweltpolitik wird über-
wiegend (trotz des Booms des 
Konzepts der Nachhaltigkeit) 
immer noch als Nischenthema 
behandelt. Die Umwelt-

probleme in Bayern erfordern 
komplexes politisches Han-
deln. Generationen-gerechte 
Umweltpolitik kann nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie nicht 
nur in andere Politikressorts 
integriert wird, sondern im 
Sinne einer ökologischen 
Langzeitpolitik mit anderen 
ungelösten Problemen wie 
Massenarbeitslosigkeit und 
Staatsverschuldung verbunden 
wird. Der Abbau der Staats-
verschuldung z.B. muss das 
Ziel einer Politischen Ökologie 
sein, da durch steigende 
Staatsverschuldung die Ab-
hängigkeit der Staatsfinanzen 
von der Steuerdividende der 
Wachstumswirtschaft ver-
größert wird. Somit wird 
Konzepten einer ökologischen 
Modernisierung der Wirtschaft 
(Gut leben statt viel haben, 
Faktor Vier, Effiziens-
revolution, etc.) ein 
struktureller Riegel vor-
geschoben.  

Dieser ganzheitliche Ansatz 
Umweltpolitik zu betreiben, 
wird oft Politische Ökologie 
genannt.  

 

Mobilität 

 

In einigen Bereichen kann die 
bayerische Umweltpolitik 
durchaus eine einigermaßen 
positive Erfolgsbilanz vor-
weisen. Der Bereich Verkehr 
stellt hier den großen 
Ausreißer dar. Einseitig wird in 
Bayern vor allem auf neue 
Autobahnen, ICE-
Neubaustrecken und Trans-
rapid, statt auf eine Bahn in 
der Fläche, der Reaktivierung 

umwelt 

Bernd Orendt 

 
Generationengerechte Umweltpolitik 
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von Bahntrassen und ein 
attraktives ÖPNV-Angebot im 
ländlichen Raum gesetzt. 
Diese eindeutig nicht-nach-
haltige Politik ist der eigentlich 
Grund für die prognostizierten 
Verkehrszuwächse und nicht 
andere Entwicklungen, wie 
z.B. die EU-Osterweiterung.  

Notwendig ist eine Abkehr von 
einer reinen „Verkehrs-
planung“, bei der nur Tonnen- 
und Fahrzeugkilometer die 
Basis bilden, hin zu nach-
haltiger „Mobilitätsplanung“, 
die sich wirklich um die 
Mobilitätsbedürfnisse aller ge-
sellschaftlicher Gruppen 
kümmert. Auch in Bayern gibt 
es einige positive Einzel-
beispiele, dass dies möglich 
ist.  

 

Flächenverbrauch 

 

Der galoppierende Flächen-
verbrauch wird vom Bayer-
ischen Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Um-
weltfragen als eines der 
drängendsten ungelösten 
Umweltprobleme in Bayern be-
zeichnet. Im letzten Raum-
ordnungsbericht der bayer-
ischen Staatsregierung wird 
mit Stolz verkündet, dass sich 
der tägliche Verbrauch an 
freier Landschaft für Sied-
lungszwecke in den letzten 
Jahren ständig erhöht hat. 
Bayern hat ich sich mit ca. 29 
ha täglich, an die Spitze der 
Bundesländer gesetzt, was die 
Ausweitung der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche betrifft. 
Das entspricht jährlich einer 
Fläche von der Größe Nürn-
bergs. Einen großen Anteil an 
dieser Entwicklung haben die 
bayerischen Kommunen, die 
einen beträchtlichen Prozent-
satz ihrer Einnahmen aus der 
Gewerbesteuer erzielen, und 
sich gegenseitig in der 
Ausweisung von Gewerbe-
gebieten zu übertrumpfen 
versuchen.  

Ziel muss es sein die 
Flächeninanspruchnahme bis 
2010 zu stabilisieren. Hierzu 
gibt es zahlreiche Möglich-
keiten Reformen für eine 
flächenschonende Steuer-
politik, Landes-, Regional- und 
Bauleitplanung durchzuführen.  

 

Agrarwende 

 

Die Skandale um BSE und 
Klauenseuche haben gezeigt, 
wie sehr die industrielle Land-
wirtschaft mit dem, was wir 
täglich auf den Tisch be-
kommen, um des Profit 
willens, spielt. Die Problematik 
geht aber natürlich weit 
darüber hinaus. Von der 
landwirtschaftlichen Nutzung 
gehen zahlreiche Umwelt-
belastungen, wie Erosion, 
Nitrat- und Pestizidbelastung 
des Wassers, Reduzierung der 
Artenvielfalt aus. Durch die 
Förderpolitik der EU die Groß-
strukturen belohnt, mussten 
viele nachhaltig wirtschaftende 
Kleinbetriebe aufgeben. Dabei 
gibt es gerade in Bayern noch 
mehr zu erhalten, als in 
anderen Bundesländern. Statt 
industrieller Landnutzung mit 
Weltmarktausrichtung ist das 
Leitbild der bäuerlichen Land-
wirtschaft mit einem möglichst 
flächendeckenden ökolog-
ischen Landbau anzustreben. 
Die bäuerliche Landwirtschaft 
zeichnet sich vor allem durch 
generationenübergreifendes 
vernetztes Denken und 
Handeln, vielfältige Frucht-
folge, Erhaltung einer 
vielseitigen und artenreichen 
Landschaft und geschlossene 
Betriebskreisläufe.  

 

Ökologisch Wirtschaften  

 

Unsere derzeitige Art zu 
Wirtschaften verursacht durch 
den großen Ressourcen- und 
Energieumsatz bedeutende 
Umweltbeeinträchtigungen und 

ist als nicht-nachhaltig zu 
bezeichnen. Gleichzeitig führt 
die Strukturkrise der Wirtschaft 
zu einer hohen Arbeitslosen-
quote, der mit dem 
herkömmlichen quantitativen 
Wirtschaftswachstum auf 
Kosten der Natur nicht mehr 
beizukommen ist. Zukunfts-
fähiges und generationen-
gerechtes Wirtschaften in 
Bayern erfordert einen 
Strukturwandel hin zu einer 
ökologisch-sozialen Markt-
wirtschaft.  

Dazu dienen Konzepte wie 
„Faktor 4“ oder „10“, eine 
Effizienzrevolution und Per-
spektiven des „Gut leben statt 
viel haben“, wie sie durch die 
Studie „Zukunftsfähiges Deut-
schland“ aufgezeigt wurden. 
Außerdem ist die bisherige Art 
das Wirtschaftswachstum 
durch das Bruttoinlands-
produkt (BIP) zu messen, nicht 
generationengerecht und 
nachhaltig. Vieles, was in der 
volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung positiv aufgezählt 
wird, mindert in Wirklichkeit die 
Wohlfahrt. Wenn Bäume ge-
schlagen werden, steigt das 
BIP, obwohl tatsächlich die 
künftigen Erträge sinken. 
Ebenso steigern Kosten für die 
Beseitigung von Umwelt-
schäden das BIP.   

 

3. Vorschläge für 
Kriterien für den Test 
der Wahlprogramme  

 

Politische Ökologie 

 

Sind Maßnahmen vorgesehen 
umweltpolitische Aspekte in 
die Entscheidungsprozesse 
der wirtschaftsnahen Ressorts, 
wie Energie, Verkehr, Bauen, 
Wirtschaft oder Landwirtschaft 
zu integrieren? Sind Maß-
nahmen vorgesehen, um neue 
politische Ideen in allen 
Ressorts zu entwickeln und die 
institutionelle Pfadabhängigkeit 

umwelt 
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abzubauen? Sollen in allen 
Politikfeldern lang- und kurz-
fristige Umweltziele entwickelt 
werden? 

Sollen überzeugende Maß-
nahmen zur Reduzierung der 
Staatsverschuldung ergriffen 
werden? Sollen umwelt-
schädliche Subventionen ge-
strichen werden? 

 

Mobilität 

 

Werden Pläne aufgestellt, ein 
attraktives Angebot mit Bahn 
und Bus, durch ein 
flächendeckendes, gut be-
dientes ÖPNV-Netz zu 
realisieren (Reaktivierung von 
Bahnstrecken, Bau von Stadt-
Umland-Bahnen, Takt-
verdichtungen, etc.) 

Sollen alle neuen 
Straßenbauprojekte (Aus-
nahmefall Ortsumgehungen 
nach Einzelfallprüfung), sowie 
die ICE-Neubaustrecken Nürn-
berg-Erfurt, der Ausbau der 
Donau mit Staustufen, der 
Transrapid und der Ausbau 
der bayerischen Flughäfen 
gestrichen werden und 
freiwerdende Mittel für den 
Substanzerhalt und den 
Umweltverbund aufgebracht 
werden?  

 

Flächenverbrauch 

 

Wird das Ziel, die Siedlungs- 
und Verkehrsfläche Bayerns 
bis 2010 zu stabilisieren, 
genannt?  

Soll die Beweislast umgekehrt 
werden: jeder, der eine freie 
Fläche zur Bebauung be-
ansprucht, soll nachweisen, 
dass es dazu keine umwelt-
verträgliche Alternative gibt?  

Schlägt die Partei irgend-
welche Anreizmechanismen 
vor, um die Versiegelung in 
Grenzen zu halten, z.B. 

Versiegelungsabgabe, Um-
schichtung der allgemeinen 
Wirtschaftsförderung hin zu 
Umnutzung, Nachverdichtung 
und Flächenrecycling?  

 

Agrarwende 

 

Setzt sich die Partei durch 
Verbesserung der Absatz-
möglichkeiten, Erhöhung der 
Förderung, Marketing-
programme und Beratung für 
eine deutliche Erhöhung des 
Anteils der ökologisch wirt-
schaftenden Betriebe ein? 

Will sich die Partei für eine 
entsprechende Verbesserung 
der Rahmenbedingungen der 
bäuerlichen Landwirtschaft 
(z.B. durch Umschichtungen 
im bayerischen Kulturland-
schaftsprogramm (KULAP) 
oder regionalspezifische 
Förderprogramme) und für 
eine entsprechende Reform 
der EU-Förderpolitik ein-
setzen? Lehnt die Partei 
Gentechnik in der Land-
wirtschaft ab? 

 

Ökologisch Wirtschaften 

 

Sind marktwirtschaftliche 
Instrumente (sprich auf-
kommensneutrale Steuern) zur 
Steuerung von Umwelt-
problemen bzw. Belohnung 
umweltfreundlichen Verhaltens 
und zur Internalisierung ex-
terner Effekte geplant (ggf. 
durch Einbringen in den 
Bundesrat)? Wie weit gehen 
diese?  

Plant die Partei Initiativen zur 
Förderung regionaler Wirt-
schaftskreisläufe, Regen-
erativer Energien, zur Ein-
richtung von Gründerzentren 
für ökologische Betriebe und 
Umwelt- und Energie-
sparberatung?  

Soll eine Art „Ökoinlands-
produkt“ als zusätzlicher 

Indikator für die Entwicklung 
von Bayern geschaffen 
werden, um die ökonomische 
Nutzung der Umwelt und die 
damit verbundene Beein-
trächtigung des Natur-
vermögens in die volkswirt-
schaftliche Leistungsrechnung, 
im Gegensatz zum Brutto-
inlandsprodukt, mit einzu-
beziehen? 

 

Literatur:  

 

Becker, Udo J. (2003): 
Umwege der Begriffe. Was ist 
nachhaltige Mobilität? In: 
Politische Ökologie Nr. 83. 
München  

Bund Naturschutz in Bayern 
e.V. (1997) (Hrsg.): Zukunfts-
fähiges Bayern. Regensburg 

Bund Naturschutz in Bayern 
e.V. (2003) (Hrsg.): Schwarz-
buch Gewerbegebiete Bayern. 
Bund Naturschutz Forschung 
Nr. 7. Nürnberg  

Bund Naturschutz in Bayern 
e.V. (2001) (Hrsg.): Zukunft für 
die Landwirtschaft. Agrar-
politische Forderungen des 
Bundes Naturschutz. Regens-
burg 

Diekmann, Andreas / 
Preisendörfer, Peter (2001): 
Umweltsoziologie. Reinbek bei 
Hamburg  

Jänicke, Martin (1994): 
Ökologische Strukturpolitik in 
Industrieländern – Defizite und 
Notwendigkeiten. In: Henze, 
Michael / Kaiser, Gerd (Hrsg.): 
Ökologie-Dialog. Umwelt-
manager und Umwelt-schützer 
im Gespräch. Düsseldorf 

Mayer-Tasch, Peter Cornelius 
(1999) (Hrsg.): Politische 
Ökologie. Opladen 

Mez, Lutz / Weidner, Helmut 
(1997) (Hrsg.): Umweltpolitik und 
Staatsversagen. Perspektiven und 
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politikanalyse. Berlin  
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1.Einführung 
 

Unter dem Begriff Jugend-
politik lassen sich viele 
Themen und Ansätze sub-
sumieren. Denn genauso 
unterschiedlich wie Kinder, Ju-
gendliche und junge 
Erwachsene selbst sind natür-
lich auch ihre Interessen und 
damit die Politik, die diesen 
dient. Hinzukommt, dass es im 
Bereich der Jugendpolitik, wie 
allgemein in den meisten 
Politikfeldern eine Abgrenzung 
schwer fällt: denn selbst-
verständlich sind wir Jungen 
von Entwicklungen und Ent-
scheidungen in der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik, in der Um-
weltpolitik und nicht zuletzt der 
Bildungspolitik genauso, wenn 
nicht mehr betroffen wie die 
Älteren. Zentral ist bei all dem 
die Forderung, dass Politik 
auch für und vor allen mit und 
von jungen Menschen ge-
staltet werden muss.   

 

2. Die Kommunen 
 

Die Kommunen spielen in der 
klassischen Jugendpolitik eine, 
wenn nicht die zentrale Rolle. 
Sie stellen zum Beispiel einen 
wichtigen Teil der Infrastruktur, 
auf die Kinder und Jugendliche 
zurückgreifen können. Dies 
sind zum einem Freizeit-
einrichtungen wie Spielplätze, 
Sportplätze, Jugendtreffs und 
–Zentren, zum anderen auch 
Bildungsstätten wie z.B. Mus-
ikschulen und Veranstaltungen 
wie Ferienprogramme und 
Konzerte. Außerdem fördern 
Kommunen die Vereinsarbeit, 

etwa im Sport und kulturellen 
Bereich, die in der Persönlich-
keitsentwicklung wichtig sein 
kann. Der Landespolitik kommt 
hier die entscheidende Auf-
gabe zu, diese Aktivitäten 
sowohl in der Gesetzgebung 
zu sichern und zu fördern, als 
auch die finanzielle Aus-
stattung abzusichern. Gerade 
dies ist in den letzen Jahren 
immer weniger der Fall. Die 
Staatsregierung saniert sich 
auf Kosten der Kommunen, die 
dann häufig bei den häufig 
freiwilligen Leistungen für 
Kinder und Jugendliche sparen 
(müssen).  

Auf der kommunalen Ebene 
geht die Kinder und Jugend-
politik jedoch weit über bloße 
Infrastruktur hinaus. Hier ist 
der Ort, wo die Kinder- und 
Jugendhilfe, die Jugendsozial-
arbeit und das Streetworking 
ansetzten. Und hier könnte der 
Ort sein,  wo die Grundlage für 
eine demokratische Sensibil-
isierung und die politische 
Mitbestimmung junger Men-
schen gelegt werden könnte, 
z.B. in Jugendbürger-ver-
sammlungen, -parlamenten 
und –stadträten. Auch hierfür 
sind natürlich politische, 
gesetzgeberische und fin-
anzielle Unterstützungen des 
Landes nötig, doch sind hier 
ebenfalls eher Mittel- und 
Stellenkürzungen sowie all-
gemein Rückschritte zu 
verzeichnen - eine pro-
gressiver Weiterentwicklung 
der Konzepte bleibt aus.   

 

3.Kinder-/Jugendrechte, 
Mitbestimmung  

 

Kinder sind in Deutschland 
keine vollwertigen Bürger. Ja 
nicht einmal ihre Menschen-
rechte, ihre Würde werden 
vollständig geachtet. Kinder-
rechte müssen eine zentrale 
Forderung der jungen Gen-
eration und eine wichtige 
Zielsetzung künftiger Politik 
sein. Im Bereich der Men-
schenrechte muss z.B. endlich 
das Züchtigungsrecht, sowie 
das weitgehende Verfügungs-
recht der Eltern über ihre 
Kinder nicht nur de jure, 
sondern auch de facto ab-
geschafft werden, dass heißt 
dass Verstöße auch juristische 
geahndet werden müssen.  
Denn Erziehung darf keine 
Rechtfertigung mehr sein für 
Gewalt und für die Verletzung 
der Menschenwürde.  

Zu den Menschenrechten 
gehört auch eine freie Ent-
faltung der Persönlichkeit. Hier 
sind erneut Berührungspunkte 
zwischen der Jugendpolitik 
und der Wirtschafts- und 
Bildungspolitik. Eine unein-
geschränkte Entwicklung kann 
nur möglich sein, wenn sie 
nicht durch finanzielle Prob-
leme und schulisch-inst-
itutionelle Hürden behindert 
wird. In dieser Hinsicht ist es 
inakzeptabel, wenn Millionen 
Kinder von der Sozialhilfe 
leben müssen, soziale Milieus 
bis heute den Lebenslauf 
eines Kindes weitgehend 
vorbestimmen (d.h. Arbeiter-
kinder haben kaum Chancen 
auf eine akademische Lauf-
bahn) und eine Selektion der 
Kinder bereits in der vierten 
Klasse stattfindet. Alles dies 
sind Felder, in denen Ini-
tiativen auch und gerade von 

Jenny Scheffler 
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der Landepolitik ausgehen 
müssen.  Auch der gesamte 
Bereich der öffentlichen 
Kinderbetreuung fällt hier 
hinein. Durch eine früh-
kindliche Förderung könnten 
z.B. die Partizipationschancen 
auch von sozial benach-
teiligten Kindern erhöht 
werden. Eine Ganztagsbe-
treuung fördert nicht nur die 
Berufstätigkeit der Eltern und 
damit die wirtschaftliche Sit-
uation, sondern kann auch 
einen Beitrag zur sozialen 
Entwicklung eines Kindes 
leisten.  Bayern ist hier nach 
wie vor Schlusslicht und zeigt 
auch wenig Bemühungen, am 
eklatanten Betreuungsplatz-
mangel etwas zu ändern.  

Politisch haben Kinder bis 
heute kein Mitspracherecht 
und auch kein Wahlrecht. Eine 
große Gruppe von in unserem 
Land lebenden Menschen (alle 
unter 18 Jahren), wird aus 
dem demokratischen Leben 
ausgeklammert. Das ist offen-
sichtlich ungerecht und zeugt 
von einem Demokratie-defizit. 
Viele Ideen werden in diesem 
Bereich diskutiert. So gibt es 
Vorschläge das Mindestalter 
generell abzuschaffen oder 
zumindest deutlich zu senken 
(z.B. auf 16 Jahren). Auch 
verschiedene andere Modelle, 
wie z.B. Jugendparlamente 
und –beiträte sind im Ge-
spräch. Diese müssten jedoch 
mit Entscheidungskompetenz 
und weitreichenden Mit-
sprachemöglichkeiten aus-
gestattet sein. Leider sind in 
diesem Bereich in der letzen 
Zeit kaum noch Fortschritte 
erkennbar. Im Gegenteil: 
selbst die zarten Ansätze der 
Mitbestimmung in den Schulen 
verlaufen mehr und mehr im 
Sande. Welche Art der 
Mitbestimmung mensch auch 
für sinnvoller hält, darüber wird 
auf dem Kongress zu 

diskutieren sein, zentral bleibt 
jedoch die Forderung nach 
einer Demokratisierung der 
Jugendpolitik, das heißt, nach 
der uneingeschränkten Mög-
lichkeit für Kinder und 
Jugendliche, sich eine Mein-
ung zu bilden, diese frei zu 
äußern und Gehör zu finden.     

   

4. Mobilität 

 

Mobilität ist für Kinder und 
Jugendliche ein zentrales 
Anliegen. Sowohl für Schule 
und Ausbildung, als auch für 
Freizeit und private Zwecke 
müssen und wollen  Jugend-
liche häufig größere Strecken 
zurücklegen. Aus der Forder-
ung nach einer freien, 
uneingeschränkten Entfaltung 
der Persönlichkeit heraus ist 
dies auch zu unterstützen. 
Durch das hohe Führer-
scheinalter haben Jugendliche 
jedoch keinen Zugang zum 
Individualverkehr. Gerade im 
ländlichem Bereich bietet auch 
der öffentliche Nahverkehr 
keine wirkliche alternative. 
Dies muss nicht zwangsläufig 
zur der Forderung nach einer 
Absenkung des Führerschein-
alters führen. Ökologische 
gesehen wäre eine verstärkte 
Investition in den ÖPNV sinn-
voller.  

 

Zusammenfassend lässt sich 
sagen, dass es gilt, die 
Wahlprogramme der Parteien 
zur bayerischen Landtagswahl 
2003 daraufhin zu unter-
suchen, ob  

 

1. Kinder und Jugend-
liche als eigene Interessens- 
/Zielgruppe erkannt und be-
nannt werden.  

 

2. Kinder und Jugend-
liche als Subjekte, als 
eigenständige Träger von 
(Menschen-) Rechten be-
trachtet werden. Dies muss 
auch den Schutz der körper-
lichen und geistigen Unver-
sehrtheit, sowie der freien 
Entwicklung und Entfaltung der 
Persönlichkeit einschließen.  

 

3. das Programm Kon-
zepte enthält, wie dem 
zunehmenden Auseinander-
klaffen der sozialen Schere 
entgegen gewirkt werden 
kann. Das heißt, dass die Ent-
wicklung und das Leben von 
Kindern finanziell abgesichert 
und ein Schulsystem ge-
schaffen werden muss, in dem 
Bildungschancen nicht vom 
Geldbeutel der Eltern ab-
hängen.  

 

4. das Programm Forder-
ungen enthält, zur besseren 
Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen am demokrat-
ischen Prozess, zur flächen-
deckenden Einführung von 
Jugendparlamenten und –
beiträten auf allen Ebenen, zur 
Ausweitung der Rechte und 
Kompetenzen dieser Parl-
amente, zur Absenkung des 
aktiven Wahlalters (z.B. auf 16 
Jahren) sowie allgemein zur 
besseren Beachtung der In-
teressen junger Menschen in 
Entscheidungsprozessen.  

 

5. im Programm Forder-
ungen und Konzepte enthalten 
sind, durch die die finanzielle 
Ausstattung der Jugendpolitik 
stark ausgeweitet wird.  

 

6. ökologische sinnvolle 
Verkehrskonzepte enthalten 
sind, die die Mobilität von 
Jugendlichen sichern. 

 

Jugendpolitik 
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Warum sind wir nicht zufrieden 
mit unserem Bildungssystem? 
Warum schreien wir immer 
wieder nach Reform, Neuer-
ung, Umsturz? Warum war 
PISA für uns so ein Schock, 
wo doch Bayern laut unserer 
Kultusministerin Monika Hohl-
meier so gut abgeschnitten 
hat? Warum zittern wir 
trotzdem vor den Ergebnissen 
der nächsten Studien? Und 
warum sind die Leute, die für 
unsere Bildung zuständig sind 
trotz allem so überzeugt, dass 
das bayerische, dass unser 
Bildungssystem gut ist und 
auch so funktioniert?  

Die einen sagen dies, die 
anderen sagen das, und 
niemand fragt die, die in 
allererster Linie betroffen sind, 
die, die jeden Tag mit unserem 
Bildungssystem konfrontiert 
sind. Uns, nämlich, die 
bayerischen Schülerinnen und 
Schüler.  

Jeden Tag wieder machen wir 
uns auf den Weg in die Sch-
ule, kämpfen gegen ‘schlechte 
Lehrerinnen und Lehrer’, ge-
gen ‘langweiligen Unterricht’ 
und ,aufdringlichen Lehrnstoff’. 
Wir verbringen den größten 
Teil unserer Kindheit in der 
Schule oder damit uns mit ihr 
zu beschäftigen. Einer Bild-
ungsanstalt, die zwar ‘nur für 
uns’ existiert, in der wir aber 
nichts zu  melden haben.  

Nicht, dass man nicht gewillt 
wäre, das zu ändern. Gerade 
in der letzten Zeit sind einige 

gutgemeinte, vermeintliche 
Schritte auf dem Weg zu einer 

Demokratischen Schule ge-
macht worden. Auch, wenn die 
‘Schülervertretung’ in Bayern 
nur eine SchülerMitVer-
antwortung ist und somit den 
von den Schülerinnen und 
Schülern gewählten Vertreter-
innen und Vertretern keinen 
Vertretungsanspruch einräumt, 
sondern sie nur eine Verant-
wortung übernehmen lässt für 
Schulpartys, Schulprojekte od-
er ähnliches ist man bemüht 
die Schülerinnen und Schüler 
ernster zu nehmen. Seit kurz-
em ist es dem Direktorat nicht 
mehr erlaubt Post, die an die 
Schülersprecherinnen und 
Schülersprecher oder an die 
SMV 
(SchülerMitVerantwortung) 
adressiert ist zu öffnen. Auch 
die Aufwertung des Schul-
forums, das jetzt in mehreren 
Bereichen bindend ist und von 
mindestens zwei auf mindest-
ens vier verpflichtende Sitz-
ungen pro Schuljahr hoch-
gestuft worden ist und somit 
neben Eltern und Lehrerinnen 
und Lehrern auch den Schüler-
innen und Schülern mehr 
Mitspracherecht zusprechen, 
sind nette Versuche, womit 
aber noch lange nicht alles 
getan sein kann, vor allem, 
wenn fast gleichzeitig ein 
Gesetzt erlassen wird, dass 
die volljährige Gymnasiastin, 
den volljährigen Gymnasiasten 
für unmündig erklärt (siehe 
Bay EUG Art. 88a). 

Wir wundern uns, dass 
Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger mit dem Ab-
schluß in der Tasche ihrem 
Studium oder ihrer weiteren 

Ausbildung nicht gewachsen 
sind. Wie können wir erwarten, 
dass Menschen, nachdem sie 
Jahrelang unmündig gehalten 
worden sind,  plötzlich Selbst-
verantwortung übernehmen 
können? Wenn wir das ändern 
wollen, dann reicht es nicht 
über weiterführende Schulen 
oder den Unterricht oder den 
Stoff zu diskutieren. Der Ur-
sprung dieses Problems liegt 
viel tiefer und wir müssen 
schon viel früher ansetzten. 
Schon im Kindergarten können 
wir die ersten Grundsteine für 
einen selbstverantwortlichen 
Menschen legen! Wir können 
und müssen schon hier viel 
verändern, indem wir die 
Kinder ausreden lassen, sie in 
ihrem angeborenen Wissens-
durst bestärken und sie frei 
und für sich entscheiden 
lassen, ob sie malen wollen, 
klettern, eine Hütte bauen oder 
sich ein Buch, ein Spiel, ein 
Blatt, einen Regentropfen oder 
ein Fahrrad anschauen und es 
verstehen wollen. Auch in der 
Grundschule müssen ver-
schiedene Möglichkeiten 
gegeben werden zwischen 
denen sich die Kinder selbst-
verantwortlich entscheiden 
können. Und Noten sind dem 
nicht unbedingt entgegen-
wirkend! 

In vielen Grundschuleklassen-
zimmern hängt oft 30 mal das 
gleiche Bild an der Wand. Das 
ist wohl das nahe liegende und 
einfachste Beispiel dafür, wie 
wenig Eigeninitiative im Mo-
ment an Grundschulen gefragt 
ist.  

Bildungspolitik Bildungspolitik 

Zoe Schmederer 
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Aber die Gesellschaft ändert 
sich! Während sie früher ein 
gewisser Wissensschatz für 
notwendig  erachtet hat, nimmt 
uns diese Aufgabe heute der 
Computer und andere Medien 
ab.  Wissen ist nicht mehr so 
sehr gefragt, dafür müssen wir 
Informationen sammeln, selek-
tieren, sortieren und ver-
arbeiten können. Kritisches 
Denken, die Fähigkeit wichtig-
es von unwichtigem zu trennen 
und ein sicheres, routiniertes 
Auftreten an den  Tag zu legen 
sind Eigenschaften, die in der 
aktuellen Gesellschaft an erst-
er Stelle stehen, bzw. Fast 
schon unumgänglich sind. Wir 
müssen positiv und offen mit 
anderen Menschen umgehen 
können, frei und routiniert vor 
anderen sprechen können und 
eine gewisse Menschenkennt-
nis an den Tag legen können. 
Unsere Gesellschaft und der 
Anspruch des täglichen Leb-
ens fordert in erster  Linie 
Sozial- und Medienkompetenz. 
Ein Anspruch, dem unser 
Bildungsaparat aber bedauer-
licher Weise nicht gerecht 
wird, in dem immer noch 
Wissen an erster Stelle steht. 
Gutgemeinte Versuche, wie 
Schulinnovation, Gruppenar-
beit, neue Unterrichtsmeth-
oden und der neue Lehrplan 
stoßen jedoch auf allgemeines 
Unverständnis sowohl auf 
Seiten der Schülerinnen und 
Schüler, als auch auf Seiten 
der Lehrerinnen und Lehrer. 
Nur, wenn wir es schaffen 
diese Einstellung, die wir seit 
dem Kindergarten übermittelt 
bekommen zu ändern haben 
wir die Chance auf ein anderes 
besseres Bildungssystem, 
dass uns Schülerinnen und 
Schüler besser auf das Leben 
vorbereitet, dass da draußen 
auf uns wartet!  

Wir müssen etwas ändern! 
Und deshalb fordern wir: 

1.  Demokratie an der 
Schule!!! 

Um die Schule zu einem Ort 
zu machen an dem Demo-
kratie gelernt wird und das die 
Schülerin, den Schüler auf 
sein späteres Leben vor-
bereitet sollte gerade hier 
Demokratie gelebt werden. 
Schule betrifft in erster Linie 
einmal uns und gerade 
deshalb wollen wir sie uns 
formen, wie wir sie für richtig 
halten. Deshalb fordern wir 
Mitspracherecht in allen die 
Schülerinnen und Schüler 
betreffenden Angelegenheiten, 
die Abschaffung der Zensur 
von Schülerzeitungen und 
allen anderen Publikationen 
der SMV. Da die Schüler-
zeitung ‘Schüler-zeitung’ und 
nicht Schulzeitung heißt ist 
klar, dass der Inhalt auch nur 
von den Schülerinnen und 
Schülern getragen wird. Auß-
erdem ist zu betonen, dass wir 
in einer Demokratie leben und 
dass gerade Pressefreiheit 
eines der wichtigsten Ele-
mente einer solchen ist. 

2.  Anerkennung einer 
landesweiten 
SchülerInnenvertretung 

Während alle anderen 
Bundesländer (außer Berlin) 
schon seit langem ihre 
eigenen anerkannten Landes-
schülerInnenvertretungen 
haben, in denen gewählte 
Vertreter oft aller Schularten 
sitzen gibt es bei uns nur die 
Landesarbeitsgemeinschaft 
SMV in der acht Lehrerinnen 
und Lehrer mit acht der 
gewählten Bezis (Bezirks-
schülersprecherinnen und 
Bezirksschülersprecher) der 
Gymnasien (für die anderen 
Schulzweige gibt es nicht 
einmal die!) zusammen über 
die Schülerinnen und Schüler 
betreffende Problematiken 
diskutieren. Die Landes-
schülervertretung Bayern e.V. 
in der nur die durch 
demokratische Wahl leg-
itimierten Bezisstimmbe-

rechtigt sind, wird vom 
bayerischen Kultusministerium 
aber nicht anerkannt und ar-
beitet somit unabhängig, ohne 
finanzielle Mittel und vor allem 
ohne das Recht im Kultus-
ministerium zu den Belangen 
der Schülerinnen und Schüler 
Stellung zu nehmen. 

3.  Mehr Geld für 
Bayerns Schulen!!! 

An unseren Schulen fehlt es 
an Lehrerinnen und Lehrern. 
Die, die an unseren Schulen 
Unterrichten bekommen keine 
Unterstützung für Fortbild-
ungen, die Lehrmittel sind 
teilweise so veraltet, dass es 
sich kaum mehr damit arbeiten 
lässt, es fehlt vorne und hinten 
an Unterrichtsmaterialien, die 
Kapazitäten für SchülerInnen- 
und LehrerInnenfreundliche 
Klassen sind nicht vorhanden, 
... Mehr Geld in die Bildung zu 
investieren ist als Investition in 
die Zukunft einfach unum-
gänglich! 

4.  Individuelle 
Förderung!!! 

Leider ist es in Bayern immer 
noch ein Problem wie einzelne 
Schülerinnen und Schüler 
ideal und individuell gefördert 
werden können. Nur durch 
eine gegebene hundertpro-
zentige Chancengleichheit 
könnten wir garantieren, dass 
auch wirklich jede Schülerin, 
jeder Schüler die Möglichkeit 
hat den Für sie/ihn optimalen 
Bildungsgrad zu erreichen. In 
unserem fünfgeteilten Schul-
system (Förderschule, Haupt-
schule, Realschule, Gym-
nasium, Hochbegabten-klas-
sen) ist es immer leicht 
möglich der Schülerin, dem 
Schüler zu sagen: ‘Hey, du bist 
hier falsch!’ und es besteht 
nicht die unumgängliche Not-
wendigkeit wirklich jede 
Schülerin, jeden Schüler zu 
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integrieren und auf jede 
Schülerin und auf jeden 
Schüler individuell einzugehen.  

5.  Abschaffung von 
Noten 

Auf dem Weg der freien 
Entwicklung und dem erlernen 
der Selbstverantwortung sind 
Noten eher hinderlich. Auch 
bieten sie ein viel zu geringes 
Spektrum um wirklich einen 
Leistungsfortschritt zu be-

werten. So bekommt zum 
Beispiel eine Schülerin, die 
eine gewisse Begabung in 
Mathe besitzt ohne auch nur 
das geringste dafür zu tun 
leicht eine 2, während ein 
Schüler, dessen Begabung 
vielleicht auf andere Bereiche 
fällt trotz harten Arbeitens 
niemals eine bessere Note, als 
eine 4. Auch vermitteln Noten 
durch ihre Undurchsichtigkeit 
eine scheinbare Objektivität, 
die sie bei näherem 
Betrachten aber nicht halten 
können. All das macht Noten 

sehr anfechtbar, vor allem, da 
sie durch ihre fehlende 
Transparenz ihrer eigentlichen 
Aufgabe gerecht werde die 
Schülerin, den Schüler  über 
ihren, seinen Wissensstand zu 
informieren und auf eventuelle 
Lücken hinzuweisen.  
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Im Jahre 2002 wurden 1,4 
Prozent der Ausgaben des 
Bayerischen Staatshaushaltes 
über Kredite finanziert. 3 Pro-
zent seiner Ausgaben musste 
der Bayerische Staat für 
Zinsen ausgeben. Die meisten 
PolitikerInnen sind sich einig, 
dass ein Abbau der Schulden 
im Interesse von mehr Gen-
erationen-gerechtigkeit erford-
erlich wäre. In manchen 
Situationen kann es aber 
schädlich sein, wenn der Staat 
zu schnell seine Schulden 
abbaut. 

 

Was spricht für 
Verschuldung des 
Staates 

 

In Zeiten einer wirtschaftlichen 
Krise ist sinnvoll, wenn der 
Staat sich verschuldet. Wenn 
er mehr Geld ausgibt, als er 
einnimmt schafft er zusätzliche 
Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen. Dadurch 
wird die Wirtschaft stimuliert 
und erhält Impulse für mehr 
Wachstum. In wirtschaftlich 
guten Zeiten müssen die 
Schulden dann wieder abge-
baut werden. Dies ist das 
Konzept der Keynesianischen 
Wirtschaftspolitik, die in den 
90er Jahren in den USA eine 
Renaissance erlebte. 

 

Bisher hat die Erfahrung 
gezeigt, dass die Kommunen 
in Krisen ihre Ausgaben 
zurückgefahren haben. Da-
durch wurden die Bemüh-
ungen des Staates mehr 
Nachfrage zu schaffen konter-
kariert. Um auch die 

Kommunen zu einer konjun-
kturgerechten Aus-gabenpolitik 
anzuhalten, sollte ein Konjunk-
turstabilisierungs-fond einge-
richtet werden. In Zeiten mit zu 
schwacher gesamtwirtschaft-
licher Nachfrage sollten die 
Kommunen daraus zins-
günstige Kredite erhalten 
können. 

 

Mittelfristig 
Konsolidierung 
erforderlich 

 

Mittelfristig ist ein Aus-
geglichener Staatshaushalt 
und ein Abbau des Schulden-
standes erforderlich. Hohe 
Schulden sind nicht nur eine 
Belastung für die künftigen 
Generationen, die die Schuld-
en abbauen müssen. Sie 
führen auch langfristig zu 
einem verringerten Wirt-
schaftswachstum. Wenn sich 
der Saat verschuldet, nimmt er 
einen Kredit auf dem Kapital-
markt auf. Dadurch steigen die 
Zinsen auf dem Kapitalmarkt. 
Dies kann dazu führen, dass 
Unternehmen weniger invest-
ieren, da sie zur Finanzierung 
der Investitionen einen Kredit 
aufnehmen müssten, der auf 
Grund der höheren Zinsen 
aber zu teuer werden kann.  

 

Die Ausgabenseite 

 

Der Staat muss die Güter zur 
Verfügung stellen, die der 
Markt von alleine nicht 
anbieten kann. Hierzu zählen 
zum Beispiel Schulen und 
Universitäten, aber auch die 
Infrastruktur, wie der Bau von 

Straßen. Ausgaben sollte der 
Staat insbesondere in Be-
reichen tätigen, die sich positiv 
auf Wachstumsbranchen aus-
wirken.  

Erhaltungssubventionen in 
Bereichen, in denen Deut-
schland international nicht kon-
kurrenzfähig sein kann, wie 
zum Beispiel der Land-
wirtschaft oder beim Stein-
kohleabbau sind abzubauen.  

Ausgaben, die für künftiges 
Wirtschaftswachstum sorgen, 
sind hingegen sinnvoll. Für 
Wachstum sorgen ins-
besondere Ausgaben im 
Bereich der Bildung (Schulen 
und Universitäten) und der 
Forschung. Dies sind Invest-
itionen in unsere Zukunft. 
Einsparmöglichkeiten sind 
hingegen stärker bei den 
konsumptiven Ausgaben des 
Staates zu suchen. 

Auch die Förderung von 
bestimmten Zukunftstech-
nologien durch den Staat kann 
hilfreich sein. Es besteht hier 
aber auch die Gefahr von 
Fehlinvestitionen. Eine Iden-
tifikation von Zukunftsfeldern 
durch den Staat ist oftmals 
sehr schwierig. Zuviel Lenkung 
durch den Staat kann auch 
Ressourcen in den falschen 
Bereichen binden.    

 

Kommunaler 
Finanzausgleich 

 

In keinem Bundesland sind die 
Unterschiede zwischen den 
Regionen so groß wie in 
Bayern. Aufgabe der Finanz-
politik muss auch sein, zu 
einer Angleichung der Lebens-
verhältnisse beizutragen. Nur 

Finanzpolitik 
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dann haben alle Regionen die 
gleichen Perspektiven für ihre 
künftige Entwicklung. Ein Inst-
rument hierfür sind die 
Schlüsselzuweisungen. Sch-
lüsselzuweisungen sind Mittel, 
welche die Kommunen vom 
Land erhalten. Sie sollten 
stärker als bisher als Mittel der 
Regionalpolitik genutzt wer-
den.  Auch in den ver-
gangenen Jahren sind die 
Aufgaben der Kommunen 
immer mehr geworden. Die 
Einnahmen sind jedoch kaum 
angestiegen, so dass die 
Handlungsfähigkeit der Kom-
munen immer weiter abge-
nommen hat. Die meiste 
Städte und Gemeinden in 
Bayern sind hoch verschuldet. 
Öffentliche Investitionen, wel-
che Voraussetzung sind für 
künftige Wirtschaftswachstum, 
müssen jedoch vor allem von 
den Kommunen getätigt wer-
den. Daher ist eine Reform der 
Kommunalfinanzen erforder-
lich, die deren Finanzkraft 
wieder verbessert.  

 

Auch die anderen Ausgaben 
des Staates können sich un-

gleich auf verschiedene Re-
gionen auswirken. Die Tech-
nologieförderung ist beispiels-
weise derzeit auf die Regionen 
konzentriert, denen es ohnehin 
besser geht. Sie sollte regional 
besser verteilt werden.  

 

Die Einnahmeseite 

 

Die Festlegung der Steuer-
sätze ist Aufgabe des Bundes. 
Hier kann ein einzelnes Bun-
desland alleine nichts ändern. 
Die Erhebung der Steuern ist 
aber Sache der Länder. Die 
Staatsregierung könnte durch 
eine verbesserte Ausstattung 
der Finanzämter und ver-
mehrten Betriebsprüfungen 
da-für sorgen, dass Steuern 
weniger hinterzogen werden 
können.   

 

Forderungen: 

 

1. Explizite Nennung künftiger 
Generationen 

2. Konjunkturstabilisierungs-
fond 

 

3. Subventionsabbau 

 

4. Investitionen in Forschung 
und Bildung 

 

5. Stärkung der Finanzkraft der 
Kommunen 

 

6. Ziel: Herstellung gleicher 
Lebensverhältnisse 

 

7. Kurzfristig: 
Konjunktursteuerung 

 

8. Mittelfristig: Konsolidierung 
des Haushaltes 

 

9. Abbau konsumptiver 
Staatsausgaben 

 

10. Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung 

 

 

Finanzpolitik 


